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VORSCHLÄGE 

Der Petitionsausschuss ersucht den federführenden Ausschuss für Umweltfragen, öffentliche 

Gesundheit und Lebensmittelsicherheit, auf der Grundlage der eingereichten Petitionen und 

der darin vorgebrachten Anliegen folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu 

übernehmen: 

1. ist der Ansicht, dass die Meinungen der europäischen Bürger, die in Form von 

Petitionen an das Europäische Parlament herangetragen werden, von grundlegender 

Bedeutung sind und von den europäischen Rechtsetzungsinstanzen vorrangig behandelt 

werden sollten; weist auf die von der Öffentlichkeit angesprochenen Probleme hin, allen 

voran die hohen Kosten, der fehlende bzw. begrenzte Zugang zu wirksamen und 

erschwinglichen Arzneimitteln, die Folgen der Wirtschaftskrise für die Rechte der 

Patienten und die Gesundheitssysteme der Mitgliedstaaten, die sich aus den drastischen 

Kürzungen bei den öffentlichen Investitionen in die Gesundheit ergeben, sowie die 

Probleme im Zusammenhang mit den Vermarktungsmethoden, Patenten und Rechten 

des geistigen Eigentums für Arzneimittel; 

2. fordert die Kommission auf, konkrete Vorschläge zu den EU-Rechtsvorschriften über 

geistiges Eigentum vorzulegen und diese zu ändern, damit durch in der EU hergestellte 

oder eingeführte, zu erschwinglichen Preisen angebotene Generika die 

Wettbewerbsfähigkeit der EU im Arzneimittelbereich gestärkt wird; 

3. besteht darauf, dass bei den Investitionskosten für Forschung, Entwicklung und 

Innovation im Arzneimittelbereich mehr Transparenz hergestellt werden muss, damit 

ersichtlich wird, wie viele öffentliche Mittel in einzelne Forschungsprojekte fließen, 

und die Öffentlichkeit letzten Endes für dasselbe Produkt nicht doppelt bezahlt; fordert 

nachdrücklich, dass die erforderlichen Maßnahmen ergriffen werden, um zu einem 

Modell zu gelangen, mit dem gewährleistet wird, dass diese Investitionen den 

öffentlichen Gesundheitsdiensten einen Gewinn bringen; 

4. weist darauf hin, dass nach Artikel 168 des Vertrag über die Arbeitsweise der 

Europäischen Union (AEUV) und nach Artikel 35 der Charta der Grundrechte der 

Europäischen Union bei der Festlegung und Durchführung aller Unionspolitiken und 

-maßnahmen ein hohes Gesundheitsschutzniveau sichergestellt werden muss; fordert 

die Mitgliedstaaten auf, in ihrer Politik im Bereich Gesundheitssysteme und Zugang zu 

Arzneimitteln dafür zu sorgen, dass hochwertige, unentgeltliche öffentliche 

Gesundheitsdienste allen Menschen zugänglich sind, alle Menschen gleichbehandelt 

werden und den höchsten Menschenrechtsnormen entsprochen wird, zumal dies ein 

Weg ist, um ein hohes Gesundheitsschutzniveau in der gesamten Bevölkerung zu 

gewährleisten;  

5. weist erneut darauf hin, dass das Recht auf Gesundheit ein Menschenrecht ist, das 

sowohl in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte als auch im Internationalen 

Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte anerkannt wird, und dass dieses 

Recht in allen Mitgliedstaaten zum Tragen kommt, da diese internationale 

Menschenrechtsverträge ratifiziert haben, in denen das Recht auf Gesundheit anerkannt 

wird; weist darauf hin, dass der Zugang zu Arzneimitteln eine der Voraussetzungen für 

die Wahrung dieses Rechts ist; 
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6. weist darauf hin, dass die EU durch Artikel 168 Absatz 4 AEUV mit Befugnissen 

ausgestattet wird, um dafür zu sorgen, dass bei der Zulassung von Arzneimitteln hohe 

Standards für Qualität, Sicherheit und Wirksamkeit eingehalten werden; ist der Ansicht, 

dass die Kommission noch stärker auf die Grundsätze der Sicherheit und der 

Wirksamkeit setzen sollte, um zu bewirken, dass sich der Zugang zu hochwertigen 

Arzneimitteln sicherer, gerechter und somit besser gestaltet; 

7. ist der Ansicht, dass bei der Prävention von Krankheiten ein strategischer Durchbruch 

erzielt werden muss, zumal dies wohl ein Schlüssel dafür ist, dass weniger Arzneimittel 

eingenommen werden, zugleich jedoch die Gesundheit in hohem Maße geschützt wird; 

fordert die EU und die Mitgliedstaaten auf, die Rechtsvorschriften zur Förderung der 

nachhaltigen Lebensmittelerzeugung zu stärken und alle erforderlichen Maßnahmen zu 

ergreifen, um gesunde und sichere Lebensgewohnheiten wie eine gesunde Ernährung zu 

fördern; 

8. bedauert, dass vielen Unionsbürgern der Zugang zu Gesundheitsversorgung bzw. zu 

Arzneimitteln verwehrt bleibt und so ihre Menschenrechte verletzt werden; hält es für 

höchst alarmierend, dass in der EU tausende von Menschen dem Umstand zum Opfer 

fallen, dass es an wirksamen Antibiotika, Impfstoffen und Behandlungsmethoden für 

seltene Krankheiten fehlt und sie entweder keinen Zugang zu bestimmten 

Behandlungsmethoden haben oder sich diese nicht leisten können, weil sie zu teuer 

sind; fordert, dass die Anreize, die gesetzt wurden, um die Erforschung von 

Arzneimitteln für seltene Leiden voranzutreiben, auf ihre Wirksamkeit überprüft und 

neue Anreize gesetzt werden, sollten die bestehenden keine Wirkung zeigen;  

9. fordert die Mitgliedstaaten auf, die Richtlinie 2011/24/EU über die Ausübung der 

Patientenrechte in der grenzüberschreitenden Gesundheitsversorgung auf gerechte 

Weise umzusetzen und es zu vermeiden, dass die Vorschriften über die 

Kostenerstattung für die grenzüberschreitende Gesundheitsversorgung, z. B. im Falle 

von Arzneimitteln, eingeschränkt angewandt werden, da dies eine Form der 

willkürlichen Diskriminierung bzw. ein ungerechtfertigtes Hindernis für die 

Freizügigkeit darstellen könnte; 

10. fordert die Kommission auf, die Durchführung der Richtlinie 2011/24/EU über die 

Ausübung der Patientenrechte in der grenzüberschreitenden Gesundheitsversorgung in 

den Mitgliedstaaten wirksam zu überwachen und zu bewerten und eine formelle 

Bewertung dieser Richtlinie zu planen und vorzunehmen, bei der auch etwaigen 

Beschwerden, Verstößen und allen Durchführungsmaßnahmen Rechnung getragen 

wird; 

11.  nimmt zur Kenntnis, dass das Fehlen erschwinglicher und verfügbarer Arzneimittel, die 

Folgen der Finanzkrise, die hohen Preise für Arzneimittel, die fehlende Erforschung 

bestimmter Krankheiten, die Monopolstellung von Unternehmen auf dem Markt und 

alle mit dem Parallelhandel mit Arzneimitteln in der EU verbundenen Probleme dem 

Zugang zu Arzneimitteln massiv im Wege stehen; 

12. fordert die Einrichtungen der EU und die Mitgliedstaaten auf, peinlichst darauf zu 

achten, dass es auf den rentabelsten Märkten nicht zu einem Parallelhandel mit 

Arzneimitteln kommt, durch den Quoten eingeführt würden und der folglich bei vielen 

Arzneimitteln Engpässe verursachen würde, wodurch wiederum die Gesundheit der 
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Bürger ernstlich gefährdet würde und sich diese in einigen Fällen sogar gezwungen 

sehen würden, die Behandlung abzubrechen; 

13. weist darauf hin, dass die Öffentlichkeit in so hohem Maße von der Bereitschaft privater 

Unternehmen abhängt, lebensrettende Arzneimittel zu entwickeln, dass ihr daraus 

Nachteile entstehen, wie in der Petition Nr. 0791/2009 hervorgehoben wurde, auf die 

die Kommission antwortete, dass in den EU-Rechtsvorschriften über Arzneimittel 

spezifische Instrumente (insbesondere der Unterlagenschutz für spezifische Studien und 

die Marktexklusivität für bestimmte Arzneimittel für seltene Leiden) vorgesehen seien, 

die als Anreiz für die Entwicklung innovativer Arzneimittel dienen sollten, und es den 

Pharmaunternehmen innerhalb dieses rechtlichen Rahmens freistehe, welche 

Arzneimittel sie entwickeln wollten; 

14. hebt die negativen Folgen des Sparkurses hervor, der Kürzungen bei öffentlichen 

Investitionen fördert und bewirkt, dass in den einzelstaatlichen Haushaltsplänen der 

Schuldenrückzahlung vor allem anderen Vorrang eingeräumt wird; betont, dass 

Haushaltskürzungen unweigerlich negative Folgen für die Gesundheit der Bürger haben 

und dass daher Maßnahmen ergriffen werden müssen, um sicherzustellen, dass keinem 

Unionsbürger, Migranten oder Asylsuchenden der Zugang zu Arzneimitteln versperrt 

ist;  

15. fordert die Kommission auf, die Funktionsweise des europäischen Arzneimittelsystems 

weiter zu bewerten, um Daten und Lösungsvorschläge vorzulegen, mit denen für die 

Tragfähigkeit des europäischen Arzneimittelsystems und der Gesundheitssysteme der 

Mitgliedstaaten sowie für die Entwicklung neuer und innovativer Arzneimittel gesorgt 

wird; 

16. weist darauf hin, dass die Sparmaßnahmen das Recht der Bürger auf Gesundheit in 

Europa unterlaufen, vor allem wenn Mitgliedstaaten im Hinblick auf ihre eigene 

Gesundheitspolitik und die Finanzierung der Gesundheitssysteme dem Grundsatz der 

Sicherung des Schutzniveaus zuwiderhandeln; 

17. nimmt die Einrichtung der hochrangigen Gruppe der Vereinten Nationen für den 

Zugang zu Arzneimitteln zur Kenntnis, die eine allgemeine Antwort auf das Erfordernis 

ist, an vielschichtige Probleme ganzheitlich heranzutreten;  

18. stellt fest, dass die Patentbestimmungen (einschließlich der Möglichkeit zur Erteilung 

von Zwangslizenzen) geprüft werden müssen, damit sich der Zugang zu Arzneimitteln 

verbessert und Anreize für die Forschung gesetzt werden; weist darauf hin, dass die 

Initiative Innovative Arzneimittel (IMI) keine Bestimmungen für die 

Nichtpatentierbarkeit der Ergebnisse öffentlich geförderter Forschung vorsieht; fordert 

die politischen Entscheidungsträger eindringlich auf, vorausschauende Schritte zu 

unternehmen, um Generika und Biosimilars zeitnah verfügbar zu machen und so die 

Kosten wirksam zu senken und die Gesamtausgaben für Arzneimittel zu reduzieren, 

wobei immer bedacht werden muss, dass der Nutzen derselbe sein muss, die Patienten 

durchgehend versorgt werden müssen und jeglichem Risiko eines Missbrauchs des 

Regelungsrahmens vorgebeugt werden muss; 

 

19. weist darauf hin, dass die Unionsbürger durch die Bürgerbeteiligung an der Initiative 

Innovative Arzneimittel (IMI) die Entwicklung von mindestens der Hälfte der neuen 



 

PE580.217v02-00 6/8 AD\1109706DE.docx 

DE 

Arzneimittel in Europa finanzieren;  

20. weist darauf hin, dass die Mitgliedstaaten die Maßnahmen zur Vermeidung von 

Interessenkonflikten zwischen den Herstellern von Arzneimitteln und denjenigen, die 

diese verschreiben, verstärken sollten; 

21. fordert die Mitgliedstaaten auf, Forschung und Entwicklung (FuE) zu unterstützen, die 

sich des nicht gedeckten medizinischen Bedarfs aller Bürger annimmt, und bei 

öffentlich geförderter FuE für die Erteilung nicht ausschließlicher Lizenzen zu sorgen 

und zu gewährleisten, dass es beim Zugang zu medizinischem Fortschritt in der 

Europäischen Union nicht zu Diskriminierung kommt; hebt hervor, dass weitere 

Investitionen im Rahmen des Programms Horizont 2020 wichtig dafür sind, innovative 

Arzneimittel zu entwickeln und Generika zu Preisen herzustellen, die für alle 

europäischen Patienten erschwinglich sind; fordert die Mitgliedstaaten auf, die 

Instrumente im Bereich der elektronischen Gesundheitsdienste wirksamer und 

nutzerfreundlicher zu gestalten und auf eine breitere Akzeptanz dieser Instrumente 

hinzuwirken; 

22. fordert die Kommission auf, einen europäischen Rahmen auszuarbeiten, mit dem 

zuverlässige, zeitnahe, transparente, vergleichbare und übertragbare Informationen über 

die relative Wirksamkeit der Gesundheitstechnologien bereitgestellt und die 

Mitgliedstaaten so in ihren Entscheidungen unterstützt werden; 

23. ist der Ansicht, dass die EU dafür Sorge tragen muss, dass künftige internationale 

Handelsabkommen dem uneingeschränkten Zugang zu Arzneimitteln und dem 

Grundsatz des uneingeschränkten Zugangs zur Gesundheitsversorgung der 

Mitgliedstaaten nicht zuwiderlaufen; 

24. fordert die Mitgliedstaaten auf, in Zusammenarbeit mit der Kommission die 

Möglichkeit zu erwägen, eine zentrale öffentliche Plattform für FuE zu schaffen, die 

von allen Mitgliedstaaten mit einem Beitrag in Höhe von mindestens 0,01 % ihres BIP 

finanziert wird; ist der Ansicht, dass es möglich sein sollte, bei einem festgestellten 

Marktversagen über diese Plattform auch direkt lebensrettende Arzneimittel in der EU 

herzustellen; 

25. betont, dass es in der Zuständigkeit der Union liegt, Schritte zur Unterstützung, 

Koordinierung und Ergänzung der Maßnahmen der Mitgliedstaaten zum Schutz und zur 

Verbesserung der Gesundheit der Menschen zu unternehmen;  

26. würdigt den Wert von Bürgerinitiativen wie der auf der Charta der Grundrechte der 

Europäischen Union beruhenden Europäischen Charta für Patientenrechte und des 

Europäischen Tags der Patientenrechte, der jedes Jahr am 18. April auf lokaler und 

nationaler Ebene in den Mitgliedstaaten begangen wird; ersucht die Kommission, den 

Europäischen Tag der Patientenrechte auf Unionsebene zu institutionalisieren; 

27. fordert, dass für Menschen in den Mitgliedstaaten, die an Krankheiten wie Hepatitis C 

oder HIV bzw. AIDS leiden, auf Unionsebene ein Fonds für medizinische Notfälle 

errichtet wird; 

28. nimmt den rapiden Anstieg bei den Preisen für Arzneimittel wie „Sovaldi“ zur 
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Behandlung von Hepatitis C oder den Arzneimitteln für die Behandlung von seltenen 

Leiden und Krebserkrankungen mit Sorge zur Kenntnis und stellt fest, dass dies 

ausschlaggebend dafür war, dass ernsthaft über die erhebliche Schwierigkeit 

nachgedacht wird, den Zugang zu Arzneimitteln weltweit und sogar in den 

Industrieländern zu gewährleisten; nimmt mit Sorge zur Kenntnis, dass die Kommission 

in ihrer thematischen Analyse der Gesundheit und der Gesundheitssysteme von 2016 

nicht ausdrücklich empfiehlt, die Preise für Arzneimittel zu senken und die Mittel für 

Personal und Infrastruktur aufzustocken; fordert die Kommission und die 

Mitgliedstaaten auf, ausgehend von den höchsten Menschenrechtsnormen Maßnahmen 

zu ergreifen, um die uneingeschränkte Verfügbarkeit und Zugänglichkeit aller 

Arzneimittel zu gewährleisten; fordert die Kommission auf, einen Plan für die 

Untersuchung und Sammlung leicht verfügbarer und standardisierter Daten und 

Statistiken über den Zugang der Unionsbürger zu Arzneimitteln zu erstellen, der 

Maßnahmen im Zusammenhang mit der Früherkennung, Behandlung und Prävalenz 

von Hepatitis C in der EU umfasst, und dabei vor allem auf die schutzbedürftigsten und 

am stärksten benachteiligten Gruppen der Gesellschaft zu achten;  

29. fordert die Mitgliedstaaten auf, die Vorteile einer etwaigen Zusammenarbeit zur 

Senkung der Kosten der Bürger für Arzneimittel abzuwägen; ist der Ansicht, dass auf 

Unionsebene eine zentrale Beschaffungsstelle für Arzneimittel eingerichtet werden 

muss, damit die Schwierigkeiten, die im Hinblick auf die Kaufkraft beim Zugang zu 

Arzneimitteln zwischen den Mitgliedstaaten bestehen, überwunden werden; 

30. befürwortet die Absicht der Mitgliedstaaten, die freiwillige Zusammenarbeit 

(insbesondere bei der Preisfestsetzung, der Kostenerstattung und dem 

Informationsaustausch) auf zwischenstaatlicher Ebene und auf Unionsebene zu 

verbessern; 

31. weist auf die Schlussfolgerungen der informellen Tagung des Rates der 

Gesundheitsminister hin, die am 22. und 23. September 2014 unter dem italienischen 

Ratsvorsitz in Mailand stattfand und auf der sich viele Mitgliedstaaten darin einig 

waren, dass gemeinsame Anstrengungen unternommen werden müssen, um den 

Austausch über bewährte Verfahren zu erleichtern und den Patienten einen schnelleren 

Zugang zu ermöglichen;  

 

32. fordert die Kommission auf, in enger Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten eine 

größere öffentliche Transparenz und den Austausch von Informationen und über 

bewährte Verfahren sowie die Zusammenarbeit bei der Festsetzung des Preises von, der 

Erstattung der Kosten für und der Beschaffung von Arzneimitteln zu fördern und zu 

ermöglichen; fordert eine neue Transparenzrichtlinie, die die Richtlinie 89/105/EWG 

ersetzt und mit der für wirksame Kontrollen und uneingeschränkte Transparenz bei den 

Verfahren zur Bestimmung der Preise und der Kostenerstattung für Arzneimittel in den 

Mitgliedstaaten gesorgt wird; 
 

33. hebt hervor, dass es weiterhin höchst problematisch ist, eine Debatte über gerechte 

Arzneimittelpreise zu führen, solange es an uneingeschränkter Transparenz bei den 

Forschungs- und Entwicklungskosten der Hersteller von Originalpräparaten und an 

Informationen über die tatsächlichen Preise für Arzneimittel in den Mitgliedstaaten 

fehlt. 
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